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1 .  E i n l e i t u n g

Wir stellen zurzeit in der Schweiz - und den Ländern des Westens allgemein -
zwei Entwicklungen fest, die die Existenz einer ausserparlamentarischen
linken Organisation notwendig machen. Einer Organisation, die jegliche

Herrschaftsverhältnisse (Rassismus, Sexismus, Kapitalismus etc.) ablehnt und
bekämpft. Einer Organisation, die unfruchtbaren und lähmenden Spaltungen zwischen
KommunistInnen, AnarchistInnen, TrotzkistInnen und anderen Linken überwindet.
Einer Organisation, die sich an den Traditionen der ArbeiterInnenbewegung orientiert,
aber darüber hinausgeht und in Form und Inhalt progressiv und innovativ ist.

Die SozialdemokratInnen und auch die Grünen verabschieden sich je länger je mehr
von der linken Seite des politischen Spektrums. Sie konzentrieren sich statt dessen
darauf, die Standortbedingungen für das Kapital zu optimieren. Das im Hinblick auf
die Europawahlen veröffentlichte Blair-Schröder-Manifest wurde sogar in der NZZ als
erzkapitalistisch bezeichnet. Und der ehemalige Präsident der SPS Helmut Hubacher
findet den Inhalt des Papiers (Steuererleichterungen für Unternehmen, Sozialabbau
etc.) vernünftig, nur die Sprache ist ihm zu neoliberal.
Zudem kehren SP und Grüne den ursprünglich linken Themen den Rücken zu und
identifizieren sich politisch mit Fragestellungen wie beispielsweise EU-Beitritt oder
Kantonsfusionen. Damit beugen sie sich den Forderungen der modernen bürgerlichen
Politik und weichen dem Druck der neoliberalen Umgestaltung der Gesellschaft.
Durch den stetigen Rückzug von SP und Grünen entsteht auf der linken Seite ein
Vakuum. Dieses Vakuum wollen wir mit einer authentischen und progressiven linken
Politik füllen. Wir müssen unsere eigenen Themen kraftvoll und wirksam platzieren.

Zuerst müssen wir hier die rund 200-jährige Geschichte des modernen Kapitalismus
kurz Revue passieren lassen. Mit der Auflösung der feudalistischen sowie der begin-
nenden bürgerlichen Gesellschaftsordnung im 18. Jahrhundert und der
Industrialisierung im 19. Jahrhundert konnte sich der Kapitalismus im Westen
etablieren. Zu Beginn handelte es sich um einen Liberalkapitalismus, d.h. die
ökonomische Sphäre stellte einen weitgehend staatsfreien Raum dar. Gemäss der bürg-
erlich-aufklärerischen Vorstellung wurden Produktion und Reproduktion der
Privatsphäre zugeteilt. Weil sich bald herausstellte, dass der Kapitalismus nur der
kleinen Klasse der Besitzenden - der Bourgeoisie - zum Vorteil gereicht, formierte sich
Widerstand in Form der ArbeiterInnenbewegung. Deshalb entstanden gegen Ende des
19. Jahrhunderts erste Sozialversicherungen. Aber schon vorher wurde der erste
Versuch der ArbeiterInnen, einen Staat zu schaffen, der ihren Bedürfnissen entspricht,
nämlich die Pariser Commune (1871), von der französischen Bourgeoisie mit Hilfe der
kaiserlichen deutschen Besatzungsarmee nach dem deutsch-französischen Krieg im
Blute erstickt.



Die ArbeiterInnenbewegung hatte immer noch eine antagonistische Position inne und
gegen Ende des Ersten Weltkrieges kam es in verschiedenen Ländern zu Revolutionen
bzw. Revolutionsversuchen (Russland, Deutschland etc.) und zum Generalstreik in der
Schweiz. Erst in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts und dann vor allem nach dem
Zweiten Weltkrieg etablierte sich ein Kapitalismus (Fordismus), dem es nach und nach
gelang, die Arbeiterbewegung zu integrieren und zu absorbieren. Eine Vorreiterrolle
spielte dabei die Schweiz mit dem Friedensabkommen in der Metallindustrie von 1937.
Der Fordismus war geprägt durch Massenproduktion (tayloristische
Arbeitsorganisation und Fliessbandtechnik) und Massenkonsum. Durch die
Systemkonkurrenz in Form des Staatssozialismus  und die relativ starke
ArbeiterInnenbewegung musste sich der Kapitalismus zähmen lassen:
Gesamtarbeitsverträge, umfassende Sozialversicherungen, teilweise Weitergabe der
Produktivitätsfortschritte als Lohnerhöhungen und eine keynesianische
Wirtschaftspolitik.
In den 70er Jahren geriet der Fordismus in eine Krise: Die Profitrate sank, weil sich das
Produktivitätswachstum des fordistischen Produktionsmodells erschöpfte. Der
Kapitalismus reagierte darauf mit der Wende hin zum Neoliberalismus, der zuerst in
Chile unter Pinochet mit aller Brutalität, dann im anglo-amerikanischen Raum
(Thatcher, Reagan) und nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus beinahe
weltweit umgesetzt wurde. Die Imperative des Neoliberalismus sind u.a.
Deregulierung, Liberalisierung, Privatisierung, Senkung der Staats- und Lohnquote
etc. Mit anderen Worten: Die KapitalistInnen betreiben heutzutage Klassenkampf von
oben. Um aber das Entstehen einer antagonistischen Bewegung zu verhindern, ver-
suchen sie, wirtschaftliche Entwicklungen als Naturphänomene darzustellen, gegen
die eh nichts gemacht werden kann. 
Die Aufgabe der Linken muss darin bestehen, die Hegemonie (Vorherrschaft) des
neoliberalen Diskurses zu durchbrechen und zu zeigen, dass eine
Gesellschaftsformation nicht naturgegeben ist und dass der Kapitalismus die sozialen
und ökologischen Lebensgrundlagen zerstört.

Wir können also zusammenfassend festhalten, dass wir uns einerseits mit einem
Kapitalismus konfrontiert sehen, von dessen Brutalität immer mehr Menschen betrof-
fen sind und diese andererseits politisch nicht mehr vertreten werden, weil sich SP und
Grüne von der Linken zusehends verabschieden.
Die «objektiven» Bedingungen scheinen günstig zu sein. Das allein genügt aber nicht.
Unsere Aufgabe muss es sein unseren Themen und unseren Deutungen der Realität in
der Arena der Öffentlichkeit zum Durchbruch zu verhelfen. Denn nur wenn die
Menschen ihre Deutungsmuster, ihre Sichtweise ändern, wird sich auch die
Gesellschaft verändern.



2. Arbeit und Produktionsverhältnisse

2.1 Arbeit

Der Kapitalismus ist ein neuzeitliches Phänomen: Er existiert nicht seit jeher und
wird auch nicht für immer existieren. In seiner rund 200-jährigen Geschichte hat
der Kapitalismus verschiedene Phasen durchlebt, war aber immer geprägt durch

seine Krisen- und Konfliktträchtigkeit. Dies ist darauf zurückzuführen, dass dem
Kapitalismus ein Widerspruch eigen ist, der innerhalb des Systems unüberbrückbar ist:
Nämlich der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit. Es stehen sich zwei Klassen
gegenüber, die Bourgeoisie und das Proletariat.
Die Bourgeoisie ist Eigentümerin der Produktionsmittel, das Proletariat verkauft seine
Arbeitskraft. Der Lohn der Proletarierin ist so bemessen, dass sie davon ihren
Lebensunterhalt bestreiten kann. Der Wert, der von der Proletarierin durch ihre Arbeit
geschaffen wird, ist nun aber höher als ihr Einkommen. Angenommen eine Arbeiterin
arbeitet 8 Stunden pro Tag und erhält 200 Franken Lohn, der Tauschwert der
Arbeitskraft ist also 200 Franken. Nun hat sie aber bereits nach 4 Stunden 200 Franken
an Wert (z.B. in Form von Produkten) geschaffen. Pro Tag schafft die Arbeiterin einen
Wert von 400 Franken. Damit ist der Gebrauchswert der Arbeit höher als ihr
Tauschwert. Diese Wertdifferenz von 200 Franken (Mehrwert) wird vom Kapitalisten
abgeschöpft. Der Mehrwert ist die Quelle seines Profits. Mit anderen Worten: Der
Gewinn des Kapitalisten stammt aus der unbezahlten Mehrarbeit der Proletarierin. Der
gesellschaftliche Reichtum wird von allen geschaffen, kommt aber nur einer kleinen
Minderheit von KapitalistInnen zugute. Das ist eine Ungerechtigkeit, die innerhalb des
Kapitalismus nicht überwunden werden kann. Denn unter den gegenwärtigen
Umständen müssen die ProletarierInnen ihre Arbeitskraft verkaufen, um am Leben zu
bleiben. Und die KapitalistInnen müssen Profit aus der Arbeitskraft ziehen, um in der
Konkurrenz auf dem Markt bestehen zu können.
Allen Unkenrufen zum Trotz existieren die Klassen und Klassengegensätze auch heute
noch, der Grundwiderspruch zwischen den Klassen ist nicht aufgehoben. Natürlich
sehen die Klassen heute anders aus als vor 150 Jahren. So gibt es beispielsweise
MittelklassearbeiterInnen, PeripheriearbeiterInnen, Erwerbslose. Oder die
zunehmende Trennung von Kapitaleigentum und Managementfunktionen. Diese
Entwicklungen bedürfen einer fundierten Analyse, die an dieser Stelle nicht geleistet
werden kann. Tatsache ist aber, dass heute in den westlichen Gesellschaften über 90%
aller Erwerbstätigen LohnarbeiterInnen sind, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen
und somit zumindest analytisch der Klasse der ProletarierInnen angehören. Was fehlt,
ist das Klassenbewusstsein.



2.2 Ökologie und Wissenschaft

Umweltzerstörung, Ressourcenverschleiss und ökologische Katastrophen haben in
den letzten Jahrzehnten die grundsätzliche Kritik an einem Glauben geschärft,
der auf dem Dogma eines einseitigen Industrialisierungsprozesses aufbaute.

Auch die Linke, deren fortschrittsgläubiges Denken aus dem 19. Jahrhundert stammt,
hat sich lange diesem Dogma verschrieben. Nicht zuletzt die ohne jede Rücksicht auf
Mensch und Natur durchgesetzte stalinistische Industrialisierung in der Sowjetunion -
letztlich eine in geraffter Zeit «nachgeholte Entwicklung», welche sich an den
«entwickelten» kapitalistischen Staaten orientierte - hat der Linken die Sackgasse
dieses Denkens deutlich gemacht. Die im globalisierten Kapitalismus verschärften
Verwertungsbedingungen und die damit noch deutlicher hervortretende
Machtlosigkeit der Politik, einschneidende Massnahmen zur Abwendung der Klima-
und Ökokatastrophe zu treffen, legen auch aus ökologischen Gründen eine radikale
Umgestaltung unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nahe.
Es gilt dabei allerdings auch die unkritische Wissenschaftsgläubigkeit endlich zu
begraben. Eine wichtige, mit der Aufklärung und mit dem Industrialisierungsprozess
verknüpfte Entwicklung, ist die zwar bislang wenig wahrgenommene aber umso
präsentere Verwissenschaftlichung praktisch sämtlicher Lebensbereiche. Wissenschaft,
zumal die Naturwissenschaften, haben in unserer Gesellschaft eine Stellung, welche
vergleichbar ist mit der Bedeutung, welche die Religion in der voraufklärerischen, feu-
dalen Gesellschaft hatte. Dass hinter vielen ökologischen Problemen Produkte stehen,
die aus der naturwissenschaftlichen Forschung stehen - die Atomenergie ist ein Beispiel
– wird dabei übersehen.
Die sakrosankte Stellung, welche die Naturwissenschaften im Alltag der «entwickelten
Staaten» innehaben, ist denn auch ein Grund, weshalb immer mehr Menschen in neo-
religiösen Tendenzen eine Alternative suchen. Dies oft in einem Diskurs, der reak-
tionären und rechstextremen Glaubenssätzen zuträglich ist. Das Rad der Geschichte
lässt sich jedoch nicht zurückdrehen, und wer dies versucht, begeht einen fatalen
Irrweg.
Vielmehr ist die absolute Wissenschaftsgläubigkeit durch ein kritisches
Wissenschaftsverständnis abzulösen. Kritische Wissenschaft heisst, dass Forschung
und Entwicklung von den Verwertungsinteressen des Kapitals losgelöst und
gesellschaftlichen Interessen unterstellt werden. Dies ist denn auch nichts anderes als
der notwendige Schritt, der mit der Demokratisierung der Produktion einhergehen
sollte: die Demokratisierung der Wissenschaft.



3. Herrschaft und Unterdrückung

3.1 Bürgerliche Demokratie

Die scheinbar unbestrittene Zauberformel für Wohlstand und Freiheit nach dem
Mauerfall lautet «Kapitalismus und Demokratie». Es stellt sich allerdings die
Frage, ob unter den Bedingungen einer kapitalistischen Wirtschafts- oder gar

Gesellschaftsordnung Demokratie (Volksherrschaft) überhaupt möglich ist.
Die Wurzeln der erwähnten Zauberformel sind in der Aufklärungsbewegung des
18./19. Jahrhunderts zu finden. Die Trennung von Öffentlichkeit und Privatheit, die
wir ideengeschichtlich der Stadtrepublik Athen aus dem 5. Jh. v. Chr. verdanken, die
allerdings der politische Ausdruck einer Sklavenhaltergesellschaft war, wurde in der
Aufklärung wieder aufgegriffen.
Mit Privatheit ist das Reich der Notwendigkeit gemeint, dem die Reproduktion des
menschlichen Lebens und die Produktion von Gütern (Wirtschaft) zugeordnet ist. Das
Reich der Notwendigkeit hat die Funktion, das physische Überleben zu sichern. Die
Öffentlichkeit, das Reich der Freiheit, hingegen ist der Ort der Politik. Hier sollen in
einem herrschaftsemanzipierten Diskurs die Fragen des gesellschaftlichen
Zusammenlebens geklärt werden. Die Macht sollte der «privaten» Herrschaft des
Fürsten entzogen, demokratisiert und auf die Basis von Vernunft und Tugend gestellt
werden.
Allerdings wurde ein Grossteil des Volkes anfänglich von der Öffentlichkeit aus-
geschlossen, denn nur wer über Privateigentum (Produktionsmittel) verfügte, hatte
Zugang zum Reich der Freiheit. Arbeiter und Frauen waren ausgeschlossen, weil die
Bourgeoisie verhindern wollte, dass sogenanntem privatem Angelegenheiten von
Produktion und Reproduktion zu politischen Themen werden. Dabei ging es natürlich
um Privilegiensicherung. Die Bourgeoisie will die Herrschaft über Produktion und
Produktionsmittel verteidigen.
Mit der Zeit wurde auch Arbeitern und Frauen die Beteiligung an politischen
Entscheidungen zugestanden und die Arbeiterbewegung versuchte, die «soziale
Frage» bzw. die Ökonomie zu einem politischen Thema zu machen. Trotzdem ist das
Wirtschaftssystem bis heute der demokratischen Kontrolle grösstenteils entzogen,
obwohl es sich bei der Wirtschaft um eine öffentliche, politische Angelegenheit handeln
muss, die folgerichtig der demokratischen Legitimation bedürfte, was sich wiederum
konsequenterweise nicht mit dem Privateigentum an Produktionsmitteln verträgt.
Die Zauberformel von Demokratie und Kapitalismus wurzelt in der Trennung von
Öffentlichkeit und Privatheit respektive von Politik und Wirtschaft. Der demokratis-
chen Politik steht eine kapitalistische Wirtschaft gegenüber. Das ist eine Errungenschaft
der Bourgeoisie und steht im Interesse der Bourgeoisie. Deshalb muss eine Demokratie,
in der nicht über die Wirtschaft bestimmt werden kann, bürgerliche Demokratie heis-
sen.



Weil aber die bürgerliche Demokratie die öffentlich und politisch relevante
Angelegenheit der Wirtschaft aus der demokratischen Politik verbannen will, ist sie
eine unvollkommene Demokratie. (Heute versuchen die bürgerlich-neoliberalen
Parteien wieder vermehrt, die Ökonomie strikte der Privatheit zuzuordnen; so wird
dann beispielsweise Armut zu einem individuellen Problem statt zu einem Problem
des Kapitalismus.) Die Bourgeoisie will verhindern, dass die Wirtschaft demokratisch
kontrolliert wird, weil sie um ihre Privilegien fürchtet und das zu Recht. Denn eine
Zuordnung der Wirtschaft zum politischen Bereich, also eine demokratisch legitimierte
Wirtschaft, bedeutet in letzter Konsequenz das Ende des Kapitalismus. Umfassende
Demokratie und Kapitalismus sind nicht kompatibel. Umfassende Demokratie meint
Beteiligung aller Mitglieder einer Gesellschaft an allen gesellschaftlich relevanten (poli-
tischen und wirtschaftlichen) Entscheidungen.
Die Politik hat wenig Einfluss auf die Wirtschaft. Deshalb ist es auch fast unmöglich,
innerhalb der bürgerlichen Demokratie grundlegende wirtschaftliche Veränderungen
zu erreichen (z.B. die Abschaffung des Kapitalismus). Mit anderen Worten: Es können
nur innerhalb der privatwirtschaftlichen Ordnung gewisse Veränderungen durchge-
setzt werden. Wir können mitbestimmen, solange unsere Entscheidungen den
Kapitalismus nicht tangieren.
Die Wirtschaft ihrerseits übt um so stärkeren Einfluss auf die Politik aus. Mit ver-
schiedenen Mitteln versucht sie, ihre Interessen durchzusetzen und ihre Macht zu
erhalten. Mit dem Hinweis auf die Globalisierung und der Drohung mit
Arbeitsplatzverlagerungen oder -abbau erpressen die UnternehmerInnen die Politik,
optimale Standort- bzw. Ausbeutungsbedingungen zu schaffen. Dank ihrem
Ressourcenreichtum ist es der Bourgeoisie möglich, mittels Propaganda und
Manipulation die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Oder sie
«kauft» die ParlamentarierInnen, indem sie ihnen Verwaltungsratsmandate mit schö-
nen Honoraren anbietet.

Parlamentarismus und  Repräsentativdemokratie

In den meisten demokratischen Ländern beschränkt sich das demokratische Recht der
BürgerInnen auf das Wahlrecht, also auf die periodische Auswahl von
RepräsentantInnen. Die politischen Entscheidungsprozesse finden dadurch weit ent-
fernt von den BürgerInnen statt, weshalb das häufige Desinteresse an Politik nicht
überraschend ist. Dazu kommt, dass die meisten ParlamentarierInnen Vertreter von
partikularen Interessen sind und bei ihren Entscheidungen nicht das Allgemeinwohl
im Auge haben. Für die BürgerInnen sind die Entscheidfindungen in den Parlamenten
nicht transparent. Finden doch die Entscheidungen und Aushandlungen - die
Herstellung von Politik - in den Hinterzimmern und an den runden Tischen statt. Die
Parlamentsverhandlungen sind nur noch eine Darstellung von Politik für das Volk auf
den Tribünen und vor den Fernsehschirmen.
In der Schweiz exisitiert eine halbdirekte Demokratie, die Volksabstimmungen über
Initiativen und Referenden erlaubt. Trotzdem erwachsen der direkten Beteiligung der
Bevölkerung an der Politik Schwierigkeiten. Erstens braucht es viel Ressourcen, um die
geforderten Unterschriften zu sammeln. Zweitens kann mensch bei einer



Referendumsabstimmung nur ein Gesetz ablehnen, aber keinen besseren Vorschlag
machen (konstruktives Referendum). Drittens haben im Abstimmungskampf die
Machteliten mehr Mittel für Propaganda zur Verfügung, um ihnen nicht genehme
Initiativen zu bekämpfen. Wenn doch einmal eine Initiative angenommen wird,
erschweren oder verhindern die Machteliten die Umsetzung. So geschehen bei der
Alpeninitiative, der Rothenturminitiative (Moorschutz) oder beim AKW-Moratorium.

3.2 Kapitalismus und Patriarchat

Kapitalismus und Patriarchat stehen in Beziehung zueinander. Die
Entschlüsselung dieser Verbindung ist von zentraler Bedeutung für die Analyse
und Bekämpfung aller Herrschaftsverhältnisse. Das Patriarchat kann auch ohne

den Kapitalismus existieren. Im traditionellen Marxismus wurde davon ausgegangen,
dass mit der Auflösung der kapitalistischen Produktionsweise das Patriarchat von selb-
st verschwindet. Zu dieser Annahme kam es, weil das Patriarchat als reines Über-
bauphänomen angesehen und die Herrschaft des Mannes über die Frau als
Nebenwiderspruch des Kapitalismus erklärt wurde. 
Im Basis-Überbaumodell wird davon ausgegangen, dass Religion, Kultur, Politik,
Erziehung etc. (also der Überbau) von der ökonomisch-materiellen Basis
(Produktionsweise und -verhältnisse) abhängig sind bzw. durch sie bestimmt werden.
Die Erklärung des Patriarchats zum blossen Überbauphänomen ist sicherlich ein
Irrtum. Der Kapitalismus ist aus patriarchalen Herrschaftsverhältnissen hervorgegan-
gen und seine Auflösung impliziert nicht das Ende des Patriarchats. (So wurde z.B.
auch in der DDR unter nicht-kapitalistischen Produktionsverhältnissen und trotz
Kinderkrippen der Grossteil der Hausarbeit (der häuslichen Reproduktionsarbeit) von
der Frau erledigt). Für die Überwindung sämtlicher Herrschaftsverhältnisse ist die
Konzentration auf den Widerspruch von Kapital und Arbeit und somit der Kampf
gegen den Kapitalismus nicht ausreichend. Denn, selbst wenn es gelänge, den
Kapitalismus zu überwinden, kann das Patriarchat (und somit zumindest dieses
Herrschaftsverhältnis) bestehen bleiben. 

Kapitalistisches Patriarchat

Kapitalismus und Patriarchat leben in einer Art Symbiose. Beide sind theoretisch zwar
allein lebensfähig, ihr Zusammenleben stärkt sie aber. Der Kapitalismus kann sich nur
durch die Aufrechterhaltung von Ausbeutungsverhältnissen ständig reproduzieren.
Ein solches Ausbeutungsverhältnis besteht zwischen Kapital und Lohnarbeit. Der
Kapitalist eignet sich den Mehrwert an, den die Lohnarbeitenden produzieren. Es
besteht ein Klassenverhältnis. Wenn wir den Klassenbegriff erweitern (d.h. von der



Mehrwertproduktion loskoppeln), können wir auch bei der patriarchalen Ausbeutung
von einem Klassenverhältnis sprechen. Die Ausbeutung der Frau stellt also ein
Klassenverhältnis dar. 
Die Hausarbeit, die hauptsächlich von der Frau verrichtet wird, dient der Produktion
und Reproduktion der Lohnarbeitenden. D.h. die Frau gebärt, erzieht und ernährt
Lohnarbeiter und Lohnarbeiterinnen, die sich in den Dienst des Kapitals stellen und
Mehrwert erzeugen. Diese Lohnarbeitenden erhalten einen Lohn ausbezahlt, von dem
sie nun wiederum einen (meist kleinen) Teil den Heimarbeitenden abgeben. Im
Mehrwert, den das Kapital abschöpft, befindet sich auch die Reproduktionsarbeit der
zu Hause arbeitenden Frau. Das Kapital ist auf die gratis geleistete
Reproduktionsarbeit angewiesen, weil es diese Tätigkeiten gar nicht bezahlen kann,
will es seinen Profit nicht schmälern. Das Kapital beutet also nicht nur den
Lohnarbeitenden sondern auch die Heimarbeitende aus. Und der Ehemann beutet
seine Ehefrau aus, um selber wiederum ausgebeutet zu werden.
Nun sind im Postfordismus Frauen auch häufig gleichzeitig noch Lohnarbeitende und
somit einer Doppelbelastung ausgesetzt. Sie sind häufig in prekären
Lohnarbeitsverhältnissen beschäftigt (schlecht bezahlt) und stellen quasi die
Reservearmee der kapitalistischen Produktionsweise dar (in konjunkturell schlechten
Zeiten werden sie entlassen, bei wirtschaftlichem Aufschwung wieder eingestellt).
Frauen werden also sozusagen im dreifachen Sinn ausgebeutet: durch die Männer, als
Hausfrauen durch das Kapital und als Lohnarbeiterinnen. 
Wir sprachen in diesem Abschnitt immer von heimarbeitenden «Frauen». Dies im
vollen Bewusstsein, das gewisse Reproduktionsarbeit auch von Männern übernommen
wird. Nur ist allen emanzipatorischen Versuchen zum Trotz die durch Männer geleis-
tete Heimarbeit (in der Familie) immer noch marginal. 
Da im Kapitalismus alles als potentielle Profitquelle gesehen wird, erstaunt es nicht,
wenn die Frau bzw. deren Körper auch sexuell ausgebeutet wird. Das patriarchale
Herrschaftsverhältnis findet in der Käuflichkeit des Körpers von in prekären
Verhältnissen lebenden Frauen seinen Höhepunkt. Prostitution und Frauenhandel sind
Wirtschaftszweige, in denen Frauen schutzlos physischer Gewalt ausgesetzt sind.
Rund um den Erdball herrscht ein blühender Sextourismus, bei dem sich
Reiseunternehmen goldene Nasen verdienen, in Nachtclubs müssen Frauen aus der
Peripherie («der Dritten Welt») unter widrigsten Bedingungen ihre Haut zur Schau
stellen. Auch «sanftere» Formen sexueller Ausbeutung wie beispielsweise die
Kapitalisierung des Körpers durch die Werbung sind Ausdruck des
Ausbeutungsverhältnisses. In den neuen Bio-, Gen-, und Reproduktionstechnologien
lauern neue Gefahren patriarchaler-kapitalistischer Ausbeutung. In-vitro-Fertilisation
und Leihmutterschaft gehen davon aus, dass der weibliche Körper und seine Organe
Waren sind. Der weibliche Körper erhält einen Tauschwert. Denkbar ist, dass arme
Frauen Kinder für Reiche gebären, und zwar unter der Kontrolle von Unternehmen, die
diese Frauen als Lohnarbeiterinnen anstellen («Brutbordelle»). 

Entstehung des Patriarchats

Der Versuch, patriarchale Herrschaftsverhältnisse zu überwinden, ist bis anhin



gescheitert. Zwar hat sich in vielen Ländern die Chancengleichheit für Mann und Frau
im Bereich der Bildung verbessert, aber die Fortschritte im Berufsleben, in der Politik
und bei der Arbeitsteilung in der häuslichen Reproduktionsarbeit sind klein. Und auch
wenn sich die Lebensbedingungen für Frauen im reichen Westen zum Teil tatsächlich
verbessert haben, so hat der Kapitalismus längst neue Milieus erschlossen, in denen
prekär Beschäftigte und unbezahlte Reproduktionsarbeitende (vor allem Frauen) unter
deregulierten Bedingungen ausgebeutet werden. Die Frauen in den peripheren
Ballungszentren (Grossstädte im Trikont) tragen die Hauptlast im Postfordismus. Ihre
Lebensbedingungen sind miserabel, sie leiden stark unter den neoliberalen
Strukturauflösungen und sind ständig physischer Gewalt ausgesetzt.
Obwohl wir von der patriarchalen Ausbeutung wissen, wie wir auch von rassistischen
Ausbeutungsverhältnissen und vom Klassenverhältnis von Arbeit und Kapital wissen,
kommen wir im «anti-patriarchalen Klassenkampf» nicht voran. Fatal ist, dass das
patriarchale Klassenverhältnis das älteste Herrschaftsverhältnis darstellt und sich noch
viel subtiler in den Köpfen von uns menschlichen Wesen festgesetzt hat als die Religion
«Kapitalismus». Wir müssen uns fragen, wie wir die patriarchale Komponente des
«patriarchalen Kapitalismus» durchbrechen können.
Wenn wir das Patriarchat objektiv untersuchen wollen, müssen wir den Kapitalismus
auch mal beiseite lassen. Die patriarchale Herrschaft durchzieht heute praktisch alle
Gesellschaften und Kulturen, egal unter welchen Produktionsverhältnissen sich diese
reproduzieren. Die Ausbeutung der Frau ist nicht biologisch determiniert, es hat sie
auch nicht immer gegeben. Die Unterdrückung der Frau hat in der Entwicklung des
Ackerbaus und der Viehwirtschaft ihren Ursprung. In der Landwirtschaft konnten
Kinder eingesetzt werden, um die Erträge zu erhöhen. Gebärfähige Frauen ver-
sprachen den Gesellschaften Reichtum, was sie zu einem Rohstoff machte, der gekauft
und geraubt wurde. Frauen von besiegten Stämmen wurden versklavt, während die
Männer eher getötet wurden. Frauen hatten zwar immer (wenn auch nur minimales)
Recht auf Selbstbestimmung, ihre Sexualität und Reproduktionsfähigkeit wurde aber
zur Ware gemacht und gehandelt. Die sexuelle Ausbeutung der Frau reicht bis in die
patriarchale Familie des Bürgertums im 19. und 20. Jahrhunderts. Auch zu Beginn des
21. Jahrhunderts bestehen die unterschiedlichsten Stufen von Ausbeutung - jeweils bes-
timmt durch die verschiedenen Grade der ökonomischen Abhängigkeit der Frau vom
Mann. 
Mit dem Beginn der patriarchalen Herrschaftsverhältnisse gingen auch handfeste
gesellschaftliche Veränderungen einher. So wurde zum Beispiel den Frauen verboten
Waffen zu tragen. Dieser Schritt kann ein Beispiel sein, um die Konstruktion der
Geschlechteridentitäten aufzuzeigen. Wir unterscheiden das biologische Geschlecht
(sex) und das soziale Geschlecht (gender). Das soziale Geschlecht ist ein Konstrukt,
quasi ein kulturelles Produkt, das aus alltäglichen individuellen Handlungen, denen
kollektive Muster zugrunde liegen, hervorgeht. «Doing gender» ist der Begriff, der
diesen Prozess der Geschlechterkonstruktion umfasst. Wir können diese
Geschlechterkonstruktion anhand des Beispiels des Waffenverbots nachvollziehen. Das
Verbot brachte zwei «Geschlechtsmerkmale» hervor, weil sich ein Begriffspaar in den
Köpfen der Menschen festsetzte: friedlich/kriegerisch. Die Frau gilt als friedlich, der
Mann als kriegerisch. Diese Zweiteilung der Geschlechtereigenschaften durch



Zuordnung von Begriffspaaren (Dichotomisierungen) gehören zur ideologischen Basis
des Patriarchats. Die Dichotomisierungen sollen bestimmte Eigenschaften als typisch
weiblich und die anderen als typisch männlich darstellen. Es gibt viele Beispiele solch-
er Begriffspaare (hübsch/potent,   privat/öffentlich,   emotional/rational,
Liebe/Herrschaft,   zurückhaltend/risikobereit,   ängstlich/mutig,
friedlich/kriegerisch,   naiv/selbstbewusst,   kooperativ/wettbewerbsorientiert etc.).
Diese Eigenschaften sind nicht genetisch bedingt, sondern entstehen aus sozialen
Verhältnissen und sind zudem nicht typisch weiblich oder männlich. Bestimmte
Eigenschaften werden als «von Natur gegeben» angesehen. Der Frau wird
zugeschrieben, dass sie «von Natur aus» für die häusliche Reproduktionsarbeit
zuständig ist. Die Konstruktion der Geschlechteridentitäten ist also ein Instrument zur
Erhaltung des patriarchalen Herrschaftsverhältnisses.

Emanzipation

Wir haben gesehen, dass die Abschaffung des Kapitalismus nicht zwingend das Ende
des Patriarchats bedeutet. Dieses Herrschaftsverhältnis kann weiterbestehen. Deshalb
genügt es nicht, die kapitalistische Produktionsweise abschaffen zu wollen. Die
Demontage des Patriarchats muss genauso Ziel der radikalen Linken sein. Der Angriff
auf das Patriarchat muss auch noch aus einem zweiten Grund erfolgen. Die patriar-
chale-kapitalistische Gesellschaft wird durch die Gesamtheit der Individuen, die den
patriarchalen Symbolsystemen verhaftet sind, immer wieder reproduziert. Dieser
Reproduktionsprozess muss unterbrochen werden, damit die kapitalistisch-patriar-
chale Produktionsweise ernsthaft erschüttert werden kann. Dies ist nur möglich, wenn
sich die Denkmuster in den Köpfen von Mann und Frau ändern und die
Geschlechterkonstruktionen als solche erkannt werden. 
So wie es aus erwähnten Gründen nicht genügt, primär den Kapitalismus abschaffen
zu wollen, genügt es auch nicht, isoliert das Patriarchat zu bekämpfen. Theoretisch
kann sich der patriarchalische Kapitalismus zu einem nicht-patriarchalen (oder sogar
matriarchalen) Kapitalismus transformieren. Arbeitende in der «Dritten Welt» oder in
rassistischen Produktionsverhältnissen würden anstelle der Frau noch stärker ausge-
beutet. Die Abschaffung des Patriarchats impliziert nicht zwingend das Ende des
Kapitalismus - genauso wie das Umgekehrte nicht der Fall ist.
Anti-patriarchale und anti-kapitalistische Kräfte müssen zusammenhalten, wenn sie
ihr gemeinsames Ziel, eine herrschaftsfreie Gesellschaft, erreichen wollen. Es gilt einen
Feminismus zu entwickeln, der die Herrschaftsverhältnisse im kapitalistischen
Patriarchat kritisiert, die Ausbeutung der Frauen als Klassenverhältnis erkennt und die
Aufhebung aller Klassenverhältnisse anstrebt. Ein solcher Feminismus braucht aber
auch Instrumente um das Patriarchat zu erschüttern. Frauen hatten keine eigene
Geschichte. Geschichtsschreibung war Sache der Männer. Es braucht eine weibliche
Geschichtsschreibung, um die männlichen Symbolsysteme in Frage stellen zu können.
Die Welt muss mit Begriffen erklärt werden, die nicht von Männern bestimmt wurden.
Deshalb ist auch die Ablösung der patriarchalen Sprache wichtig. Die Sprache macht
das Denken sichtbar und in ihr sind patriarchale Denkmuster erkennbar.
Die Männer müssen sich ihrer privilegierten Stellung und ihrer Rolle beim



Aufrechterhalten des patriarchalen Herrschaftsverhältnisses bewusst werden. Frauen
und Männer müssen die starren Geschlechterrollen und -typisierungen aus ihrem
Denken verdrängen. Wir sollten uns bewusst sein, dass wir eine herrschaftsfreie
Gesellschaft nur erreichen, wenn wir am Kapitalismus und seinem Gehilfen, dem
Patriarchat, gleichzeitig rütteln.

3.3 Rassismus

Die verstärkten Angriffe der herrschenden Klasse auf unsere Lebens- und
Arbeitsbedingungen in Zeiten von Privatisierung, Globalisierung und
Sozialabbau haben zu einer Renaissance eines rassistischen Welt- und

Menschenbildes geführt. Erstens soll damit die Ausbeutung der Menschen in der
Peripherie des Weltmarktes legitimiert werden. Zweitens sollen wir
ArbeitnehmerInnen nicht nur in verschiedene Lohngruppen, sondern auch in
Nationalitätengruppen aufgeteilt werden. Rassismus soll die Unzufriedenheit über
Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot, kleine Renten etc. kanalisieren. MigrantInnen werden
zu Sündenböcken und sollen von den wahren Ursachen und Verantwortlichen
ablenken. Rassismus soll verhindern, dass wir als Menschen mit objektiv gleichen
Interessen unser Schicksal in die eigenen Hände nehmen und gemeinsam für eine sol-
idarische Zukunft kämpfen. Rassismus stabilisiert die politischen und ökonomischen
Verhältnisse in der bürgerlichen Gesellschaft. Es geht um handfeste materielle
Interessen.
Die Konstruktion von «Menschenrassen» als Wertkategorien fällt zeitlich mit dem
Beginn des Kolonialismus zusammen. Die herrschende Klasse brauchte eine Ideologie,
mit der sie die Ausbeutung der kolonialisierten Völker rechtfertigen konnte.
Ökonomischer Entmenschlichung musste kulturelle Entmenschlichung folgen. Heute
sehen wir uns neben dem traditionellen «Blut- und Boden»-Rassismus immer öfter
auch mit einem modernen, sich moderat gebenden Rassismus konfrontiert. Dieser ver-
steckt sich hinter scheinbar harmlosen Begriffen wie «Kulturgemeinschaften» statt
«Rassen», «Neue Völkerwanderung» statt «Asylantenflut». Die Funktion ist aber die
gleiche: Legitimation von Ausgrenzung, Unterdrückung und Ausbeutung.
Rassismus betrifft uns alle. Die Politik muss sich gegen die rassistische Reaktion und
die Entsolidarisierung wenden und für eine freie Gesellschaft ohne Herrschaft und
Ausbeutung kämpfen, in der Rassismus als Herrschaftsinstrument und als ideologis-
che Konstruktion der Vergangenheit angehört.



3.4 Polizei und Justiz

Freiheit und formell gleiches Recht sind Errungenschaften der modernen
Gesellschaften. Mit der magna charta, der französischen Revolution und der
Emanzipation sind schrittweise Sklaverei, feudale Abhängigkeiten und das Recht

in der Hand der unkontrollierten Herrschaftsgewalt abgeschaft worden. In den alten
Gesellschaften lag das Recht allein in der Hand der Herren, sie waren Gesetzgeber,
Richter und Befehlshaber in einer Person oder Kaste.
Da in der heutigen kapitalistischen Gesellschaft aber die Möglichkeiten der Einzelnen,
zu ihrem Recht zu kommen, von ihrer Bildung, ihren materiellen und familiären
Verhältnissen und ihrer Macht abhängen, führt das oberflächlich und formell gleiche
Recht zu Ungleichheit und Unterdrückung. Wenn es allen gleichermassen verboten ist,
unter den Brücken zu schlafen oder für ihre Interessen zu streiken, ist das gleiche Recht
Schutzrecht für die Mächtigen und Unterdrückungsrecht für die Ohnmächtigen. Recht
ist ein Ausdruck der Machtverhältnisse zwischen den gesellschaftlichen Gruppen und
festigt diese Machtverhältnisse, in dem es vorgibt, für alle gleich zu sein. In Wahrheit
setzt es nur einen Mindeststandard für das Mass der Unterdrückung derjenigen, die
lohnabhängig, mietabhängig, ohne Besitz, als AusländerInnen ohne politische Rechte
oder sonst wie entmündigt sind. Die Politik muss ein Recht durchsetzen, welches die
soziale Gleichberechtigung verteidigt, beziehungsweise erst in Kraft setzt.
Die Polizei als Ordnungsmacht steht ebenfalls für eine Errungenschaft der modernen
Gesellschaften, nämlich dem Gewaltmonopol, welches verhindern soll, dass der
einzelne Stärkere vom Schwachen mit Gewalt nimmt, was er will. Da aber die kapital-
istische Gesellschaft Widersprüche zwischen Arm und Reich, zwischen
FabrikbesitzerInnen und ArbeiterInnen, zwischen SchweizerInnen und
AusländerInnen, zwischen Chefs und Untergebenen, zwischen Frauen und Männern,
zwischen Stadt und Land, zwischen «Gebildeten» und «Ungebildeten» dauernd
aufrecht erhält und verstärkt, ist die Polizei immer in der Hand und im Dienste der-
jenigen, die die Macht haben. Und Macht heisst hier ökonomische Macht, deren Garant
der bestehende Staat darstellt. Allzu häufig arbeitet sie im Interesse von RassistInnen
und SexistInnen, die an der Verschärfung der Unterdrückungsverhältnisse interessiert
sind. Sie verteidigt das Interesse der Besitzenden gegen die Interessen der Besitzlosen.

4. Medien und Öffentlichkeit

Gesellschaft und insbesondere demokratische Gesellschaft ist ohne Öffentlichkeit
nicht denkbar. Öffentlichkeit ist das Medium der Selbstreferenz der Gesellschaft.
Nur über Öffentlichkeit werden sich die Individuen bewusst, dass sie einer

gemeinsamen Gesellschaft angehören. Was alle Mitglieder einer Gesellschaft verbindet,



ist die Möglichkeit zur passiven Teilnahme an der Öffentlichkeit. Die wichtigste
Funktion der Öffentlichkeit ist die Gewährleistung politischer Kommunikation zur
demokratischen Meinungsbildung und zur Kontrolle der politischen Institutionen.
Das Öffentlichkeitsideal der Aufklärungsphilosophie ging davon aus, dass das
herrschaftsemanzipierte Raisonnement freier Bürger vernünftige und tugendhafte poli-
tische Entscheidungen produziert. Wenn dieses Öffentlichkeitsverständnis mit der
heutigen, massenmedial hergestellten Öffentlichkeit verglichen wird, ist eine grosse
Diskrepanz zu konstatieren. Die Kommerzialisierung und die Ausrichtung der Medien
am Markt, verändert die medialen Aufmerksamkeitsstrukturen. Die Medien orien-
tieren sich vermehrt am erwarteten Bedürfnis des Publikums. Das führt zu einer
Personalisierung und Psychologisierung der Politik und zu Sex & Crime- und Human-
Interest-Journalismus. Information und Unterhaltung gleichen sich an, politische
Inhalte gehen zunehmend verloren.
Zudem werden die Medien von mächtigen und ressourcenreichen Eliten beeinflusst.
Oder MedienunternehmerInnen werden dank ihrer Medienmacht selbst zu
PolitikerInnen, wie der Fall Berlusconi zeigt. Die massenmediale Öffentlichkeit erschw-
ert die Existenz einer Demokratie von informierten und freien BürgerInnen. Das
Mediensystem ist zu stark von Kommerzialisierung und wirtschaftlichen Interessen
geprägt und beeinflusst.

Nicht-etablierte politische Akteure in der Öffentlichkeit

Über die Öffentlichkeit werden Weltbilder und Realitätskonstruktionen vermittelt und
verfestigt. In der öffentlichen Arena finden Auseinandersetzungen um divergierende
Deutungsmuster statt. Die mediale Öffentlichkeit ist eine zentrale Bühne der Politik.
Das gilt in besonderer Weise für nicht-etablierte politische Akteure, wie die ausserpar-
lamentarische Linke oder soziale Bewegungen, die sich nicht an den institutional-
isierten Formen der Politik beteiligen (wollen) und deshalb Stimmenanteile und Macht
durch mediale Resonanz ersetzen müssen, sowie durch physische Präsenz im
öffentlichen Raum (z.B. Demonstrationen), was u.a. wiederum der Erzielung von
(medialer) Aufmerksamkeit dient.
Im Zuge eines seit den 60er Jahren sich vollziehenden Strukturwandels der
Öffentlichkeit sind die Resonanzchancen nicht-etablierter politischer Akteure
gestiegen. Im Gleichschritt mit der sinkenden Bedeutung der klassischen politischen
Grossmilieus (Katholisch-Konservativismus, Liberalismus, Sozialismus) setzte auch
der Niedergang der Parteipresse ein. Dieser Prozess brachte eine Ausdifferenzierung
des Mediensystems vom politischen System und eine Entdifferenzierung der Medien
vom ökonomischen System mit sich. D.h. die Medien wurden von Parteiorganen zu
kommerziellen Unternehmen; mit der Folge, dass sich ihre Selektionslogiken verän-
derten. Die Medien orientieren sich heute - unter wirtschaftlichen
Wettbewerbsbedingungen - vermehrt an den erwarteten Bedürfnissen des Publikums,
ideologisch-politische Kriterien werden in den Hintergrund gedrängt. Aufgrund dieser
veränderten Aufmerksamkeitsstrukturen können auch periphere politische Akteure
mit gezielten Regelverstössen, Tabubrüchen und geschickt inszenierten Aktionen
mediale Aufmerksamkeit erlangen.



Wie bereits gesagt: Die mediale Öffentlichkeit, wie sie sich heute präsentiert, wird dem
Aufklärungsideal von Öffentlichkeit, das von einem vernunftgenerierenden politischen
Diskurs freier Bürger ausgeht, in keiner Art und Weise gerecht. Sie ist stattdessen
geprägt durch mächtige Medienkonzerne, durch Kommerzialisierung und
Infotainment sowie durch eine Personalisierung und Emotionalisierung der Politik.
Dieser vollkommen berechtigten Kritik zum Trotz ist die Totalverweigerung von nicht-
etablierten politischen Akteuren gegenüber den Medien und ihrer Logik allerdings die
falsche Strategie. Ist es doch so, dass politischer Widerstand, über den nicht berichtet
wird, schlichtweg nicht stattfindet.
Maximale Medienresonanz bedeutet jedoch noch keineswegs, dass die politischen
Positionen der InitiatorInnen in die öffentliche politische Kommunikation eingehen
oder gar auf Zustimmung stossen. In Ermangelung der Ressourcen Sozialprestige und
Prominenz sind die nicht-etablierten politischen Akteure gezwungen, sich stärker den
massenmedialen Aufmerksamkeits- und Darstellungslogiken unterzuordnen. Sie ger-
aten dadurch in ein Spannungsfeld von Zwang nach medienwirksamer Inszenierung
und dem Wunsch nach inhaltszentrierter Berichterstattung.

Kulturelle Hegemonie

Es stellt sich die Frage, was die Präsenz von politischem Widerstand in der medialen
Öffentlichkeit im Kampf für ein anderes Gesellschaftsmodell bringt. Zuerst muss über-
legt werden, wie die Gesellschaft funktioniert, d.h. vor allem, wie in ihr
Herrschaftsverhältnisse produziert, reproduziert und legitimiert werden.
Die Stabilität von Herrschaftssystemen wird durch eine Kombination aus Zwang mit-
tels repressiven Institutionen wie Polizei oder Militär und kultureller Hegemonie
gewährleistet. Unter Hegemonie wird die ideologische Vorherrschaft in Institutionen
des Überbaus (Wissenschaft, Recht, Moral, Medien, Kunst, «gesunder
Menschenverstand» etc.) verstanden. Die politische Funktion kultureller Hegemonie
besteht darin, gesellschaftliche Widersprüche zu neutralisieren und einen Konsens mit
der herrschenden Ordnung herzustellen. Die erklärenden und handlungsleitenden
Weltanschauungen und Deutungsmuster der Gesellschaftsmitglieder legitimieren die
Herrschaft der Machteliten.
Hegemonie ist allerdings kein Zustand sondern ein Prozess, d.h. sie muss ständig
reproduziert werden. Genau hier liegt der Anknüpfungspunkt einer auf grundlegende
Veränderung ausgerichteten Politik. Die kulturelle Hegemonie der herrschenden
Klasse gilt es zu bekämpfen und zu delegitimieren. Vor diesem Hintergrund bedeutet
politischer Widerstand heute die Bekämpfung der semantischen und ideologischen
Hoheit des Neoliberalismus. Dies ist der erste Schritt einer langfristigen revolutionären
Strategie, die auch Folgen auf der materiellen Ebene zeitigen muss und wird. Eine
Veränderung der Gesellschaft kann nicht durch eine Übernahme der Macht in den
Kommandozentralen von Regierung, Bürokratie, Militär und Polizei im Sinne eines
Putsches erreicht werden.
Der Kampf um Hegemonie muss parallel auf verschiedenen Feldern (Wissenschaft,
Moral etc.) stattfinden und eben zwingend auch im Rahmen der öffentlichen politis-
chen Kommunikation.


